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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 2 U 356/02 B 

 

 

 
......................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..............................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Januar 2003 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B u r c h a r d t    sowie die Richter   M ü t z e 

und   K r u s c h i n s k y  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 27. August 2002 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialge-

richts (LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels gestützte 

Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 

Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese 

Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 3. Aufl, 2002, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung 

eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger sieht § 103 SGG als verletzt an, weil das LSG seinem im Schriftsatz vom 

9. August 2002 und in der Berufungsverhandlung gestellten Beweisantrag (weitere Gut-

achten von Amts wegen auf handchirurgischem und neurologisch-psychiatrischem Gebiet 

einzuholen) ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt sei. Hinsichtlich dieses von ihm 

als Beweisantrag bezeichneten Antrages hat der Kläger nicht schlüssig dargelegt, dass es 

sich um einen berücksichtigungsfähigen Beweisantrag handelt, der - wie erforderlich 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 45; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, 

RdNr 210 mwN) - den Anforderungen an einen Beweisantrag iS der Zivilprozessordnung 

(ZPO) entspricht. Der Antrag bezeichnet nämlich kein Beweisthema, obwohl nach § 403 

ZPO die zu begutachtenden Punkte zu bezeichnen sind (vgl BSG Beschluss vom 31. Mai 

2000 - B 2 U 142/00 B -). Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass in einem 

Rechtsstreit, in dem bereits medizinische Gutachten zu bestimmten Beweisfragen einge-

holt worden sind, diese Fragen im Rahmen der beantragten Einholung weiterer Gutachten 

bekannt seien bzw auf der Hand lägen. Im Gegenteil ist gerade dort, wo bereits mehrere 

medizinische Gutachten mit uU abweichenden Beurteilungen eingeholt worden sind, eine 

Konkretisierung des Beweisthemas unabdingbar, denn die lediglich automatische 

Wiederholung der bisher gestellten Beweisfragen macht nicht deutlich, wo und inwiefern 

der Antragsteller noch Aufklärungsbedarf sieht (vgl BSG Beschluss vom 20. November 

2002 - B 2 U 223/02 B -).  
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Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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